Stand 2017

BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES

Erlass Zahl BMI-PA1000/0667-II/1/2017, vom 31. März 2017
Personalangelegenheiten

Gendarmeriejubiläumsfonds 1949 -

Richtlinien für die Einbringung und Behandlung von Ansuchen um nichtrückzahlbare Geldaushilfen, Geldaushilfen aus sonstigen sozial relevanten Angelegenheiten – Geburt eines Kindes und Darlehen aus dem GJF 1949; Neuverlautbarung

R I C H T L I N I E N

für die Einbringung und Behandlung von Ansuchen um Gewährung von nichtrückzahlbaren Geldaushilfen, Geldaushilfen aus sonstigen sozial relevanten Angelegenheiten – Geburt eines Kindes und Darlehen aus dem Gendarmeriejubiläumsfonds - GJF 1949 gemäß Satzung in Verbindung mit der Geschäftsordnung des Fonds.

A. GEMEINSAME BESTIMMUNGEN
1) Grundsätzlich sind von aktiven Bediensteten der Landespolizeidirektionen (LPD) sowie der ihnen nachgeordneten Dienststellen (ausgenommen LPD Wien) und den Angehörigen des Wachkörpers Bundespolizei im Bundesministerium für Inneres für Ansuchen um nichtrückzahlbare Geldaushilfen, Geldaushilfen aus sonstigen sozial relevanten Angelegenheiten – Geburt eines Kindes und Darlehen aus dem Gendarmeriejubiläumsfonds 1949 die im BAKS zur Verfügung stehenden Vordrucke (siehe Anlagen Formulare „Nichtrückzahlbare Geldaushilfen“, „sonstige sozial relevante Angelegenheiten – Geburt eines Kindes“  und „Darlehen“) zu verwenden.

2)
Auf die vollständige Ausfüllung der Vordrucke ist, zur Vermeidung von Verzögerungen, bei der Erledigung im Interesse der AntragstellerInnen sowohl von diesen als auch von allen Vorgesetzten zu achten.

3)
Die Ansuchen sind nicht gebührenpflichtig.

4)
Entscheidend für eine positive Erledigung sowohl der Ansuchen um nichtrückzahlbare Geldaushilfen, um Geldaushilfen aus sonstigen sozial relevanten Angelegenheiten – Geburt eines Kindes - als auch jener um Darlehen ist, dass die satzungsmäßig geforderten Bestimmungen gegeben sind. Diese müssen daher sowohl von den AntragstellerInnen dargelegt als auch von den Vorgesetzten überprüft und in der Stellungnahme bestätigt werden. Von den AntragstellerInnen allenfalls vorgelegte Beweismittel (Nachweis über besondere Auslagen) sind zu prüfen und diesen wieder auszufolgen. Die Prüfung ist ebenfalls in der Stellungnahme zu vermerken.
5)
Die nachstehenden Bestimmungen sind auch auf eingetragene Partnerschaften im Sinne des Eingetragenen Partnerschafts-Gesetzes (EPG) anzuwenden.

B. NICHTRÜCKZAHLBARE GELDAUSHILFEN UND GELDAUSHILFEN AUS SONSTIGEN SOZIAL RELEVANTEN ANGELEGENHEITEN – GEBURT EINES KINDES
1) Auf Grund des § 3 Abs. 1 der Satzung iVm. § 5 der Geschäftsordnung des Gendarmeriejubiläumsfonds – GJF 1949 können an aktive Bedienstete der LPD sowie der ihnen nachgeordneten Dienststellen (ausgenommen LPD Wien) und den Angehörigen des Wachkörpers Bundespolizei im Bundesministerium für Inneres über deren Ansuchen nichtrückzahlbare Geldaushilfen und Geldaushilfen aus sonstigen sozial relevanten Angelegenheiten – Geburt eines Kindes - nach Maßgabe der hierfür zur Verfügung stehenden Mittel gewährt werden.

2) Die Zuerkennung von nichtrückzahlbaren Geldaushilfen und Geldaushilfen aus sonstigen sozial relevanten Angelegenheiten – Geburt eines Kindes - erfolgt laufend nach Bedürftigkeit und nach den dem Fonds zur Verfügung stehenden Geldmitteln. 

3) Die Zuerkennung einer Geldaushilfe aus sonstigen sozial relevanten Angelegenheiten anlässlich der Geburt eines Kindes kann pro Neugeborenen einmalig bis höchstens 12 Monate nach dem Geburtstermin erfolgen und ist mittels Geburtsurkunde (Kopie) als Beilage zum Antrag (Formular „sonstige sozial relevante Angelegenheiten – Geburt eines Kindes“) zu belegen.

4) Die aktiven Bediensteten der LPD sowie der ihnen nachgeordneten Dienststellen (ausgenommen LPD Wien) haben die Ansuchen nach Stellungnahme durch den unmittelbaren Vorgesetzten/die unmittelbare Vorgesetzte ehestmöglich der LPD (gleichgestellte Dienststelle) vorzulegen. Die Ansuchen von Bediensteten des Wachkörpers Bundespolizei im Bundesministerium für Inneres sind nach erfolgter Stellungnahme durch ihre unmittelbaren Vorgesetzten direkt an den Gendarmeriejubiläumsfonds 1949 weiterzuleiten.

5) Die Vorgesetzten haben die Gesuche auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen  und in klarer und eingehender Form zu begutachten. Allenfalls sind durch entsprechende Erhebungen die persönlichen Verhältnisse der AntragstellerInnen klarzustellen.

6) Bedienstete des Ruhestandes der LPD sowie der ihnen nachgeordneten Dienststellen (ausgenommen LPD Wien) und des Wachkörpers Bundespolizei im Bundesministerium für Inneres können nur Ansuchen um eine nichtrückzahlbare Geldaushilfe beantragen. Ansuchen von Bediensteten des Ruhestandes, Witwen, Witwer und Waisen sind an den  Gendarmeriejubiläumsfonds 1949 im Wege jener LPD (gleichgestellte Dienststelle) bzw. der für Personalangelegenheiten zuständigen Abteilung des Bundesministeriums für Inneres einzubringen, bei welchem der/die Bedienstete (Gatte/Gattin oder Vater/Mutter) zum Zeitpunkt seiner/ihrer Versetzung in den Ruhestand (seines/ihres Ablebens) aktiv den Dienst versehen hat. Auch die Bediensteten des Ruhestandes, Witwen, Witwer und Waisen haben sich bei ihren Ansuchen des im Abschnitt A, Abs. 1 erwähnten Vordruckes „nichtrückzahlbare Geldaushilfen“ zu bedienen. Sollten sie dazu nicht imstande sein, so hat die Ausfüllung desselben durch Bedienstete der LPD (gleichgestellte Dienststelle) oder nachgeordneten Dienststelle bzw. der für Personalangelegenheiten zuständigen Abteilung des Bundesministeriums für Inneres zu erfolgen.

7) Die LPD (gleichgestellte Dienststellen) bzw. die für Personalangelegenheiten zuständige Abteilung des Bundesministeriums für Inneres haben die begutachteten Ansuchen der aktiven Bediensteten, der Bediensteten des Ruhestandes sowie der Witwen, Witwer und Waisen an den zuständigen Fachausschuss – ist ein solcher nicht vorhanden dem zuständigen Dienststellenausschuss – zur Begutachtung hinsichtlich der Berücksichtigungswürdigkeit der AntragstellerInnen weiterzuleiten.

8)
Nach Rücklangen der Gesuche von der Personalvertretung sind diese an den Gendarmeriejubiläumsfonds – GJF 1949 in 1010 Wien, Herrengasse 7, E-Mail: BMI-Gendarmeriejubilaeumsfonds@bmi.gv.at, weiterzuleiten.

C. DARLEHEN

1)
Auf Grund des § 3 Abs. 2 der Satzung iVm. § 5 der Geschäftsordnung des Gendarmeriejubiläumsfonds – GJF 1949 können an aktive Bedienstete der LPD sowie der ihnen nachgeordneten Dienststellen (ausgenommen LPD Wien) und den Angehörigen des Wachkörpers Bundespolizei im Bundesministerium für Inneres über deren Ansuchen rückzahlbare Darlehen nach Maßgabe der hierfür zur Verfügung stehenden Mittel gegen dekursive Verzinsung gewährt werden.
2)
Die Zuerkennung von Darlehen erfolgt laufend nach den dem Fonds zur Verfügung stehenden Geldmitteln. 
3)
Darlehen aus dem Fonds werden ausnahmslos nur aktiven Bediensteten der LPD sowie der ihnen nachgeordneten Dienststellen (ausgenommen LPD Wien) und des Wachkörpers Bundespolizei im Bundesministerium für Inneres gewährt, die eine mindestens zweijährige effektive Bundesdienstzeit aufweisen.

4)
Die Rückzahlung der gewährten Darlehen kann in 24, 36, 48 oder 60 aufeinanderfolgenden Monatsraten erfolgen (siehe Anlage Formular „Darlehensraten“).

5)
Derzeit werden Darlehen von mindestens Euro 3.000,-- bis zum Höchstbetrag von Euro 8.000,-- gewährt. Zur Vereinfachung der Verrechnung soll nur um runde Darlehensbeträge in folgenden Abstufungen angesucht werden:


Euro 3.000,--, Euro 4.000,--, Euro 5.000,-- Euro 6.000,-- Euro 7.000,-- u. Euro 8.000,--.


Die Höhe der monatlichen Rückzahlungsraten kann der Anlage Formular „Darlehensraten“ entnommen werden.

6)
Sofern die Ehegattin/der Ehegatte der AntragstellerInnen im Falle des Ablebens der/des Bediensteten noch keinen Anspruch auf Versorgungsgenuss hat oder der/die Bedienstete ledig oder verwitwet ist, ist eine entsprechende Sicherstellung des Darlehensbetrages erforderlich. Als Sicherstellung für das beantragte Darlehen ist eine Kreditrestschuldversicherung zu Gunsten des Gendarmeriejubiläumsfonds – GJF 1949 als Bezugsberechtigter sowie mit einer Selbstmord- und Unanfechtbarkeitsklausel versehene Polizze abzuschließen. Diese Polizze ist dem Gendarmeriejubiläumsfonds – GJF 1949 im Original vorzulegen. 

7)
Die Ansuchen um Gewährung eines Darlehens können, falls nicht irgendwelche Ein​schränkungen ergangen sind, jederzeit mit dem Vordruck Formular „Darlehen“ eingebracht werden und sind nach Stellungnahme durch die unmittelbaren Vorgesetzten direkt im Wege der LPD (gleichgestellte  Dienststelle) an den Gendarmeriejubiläumsfonds 1949 in 1010 Wien, Herrengasse 7, E-Mail: BMI-Gendarmeriejubilaeumsfonds@bmi.gv.at, weiterzuleiten. Die Ansuchen von Bediensteten des Wachkörpers Bundespolizei im Bundesministerium für Inneres sind nach erfolgter Stellungnahme durch ihre unmittelbaren Vorgesetzten direkt an den Gendarmeriejubiläumsfonds 1949  weiterzuleiten.

8)
Im Interesse einer reibungslosen und beschleunigten Behandlung der einlangenden Ansuchen haben diese eine eingehende Begründung zu enthalten, aus welcher unter anderem besonders die finanzielle Lage der AntragstellerInnen und der beabsichtigte Verwendungszweck des erbetenen Darlehens zu entnehmen sein müssen.


Die Höchstgrenze des Einkommens bzw. Familieneinkommens/Gesamteinkommens richtet sich nach der Familiengröße.


Diese Höchstgrenzen sind wie folgt festgelegt:
· alleinstehende  Bedienstete



€ 45.000,-- / netto pro Jahr
· verheiratete  Bedienstete/Lebensgemeinschaft
€ 60.000,-- / netto pro Jahr

· je Kind, für welches der/die AntragstellerIn 



sorgepflichtig ist, zusätzlich



€ 12.000,-- / netto pro Jahr


Zum Nachweis der Einkommensgrenzen hat der/die AntragstellerIn den letzten Bezugsabschnitt ohne Sonderzahlung und durch Vorlage des Lohnzettels des dem Antragsjahres vorangehenden Kalenderjahres beizubringen. Außerdem sind Unterlagen (Ablichtungen) über eventuelle Einkommen des Partners oder Lebensgefährten/der Partnerin oder Lebensgefährtin vorzulegen. 

In begründeten Ausnahmefällen und nach den dem Fonds zur Verfügung stehenden Geldmitteln kann eine Überschreitung der Einkommensgrenzen nachgesehen werden. 

9)
Bereits erhaltene Darlehen aus dem Fonds oder aus Bundesmitteln sind mit Zeitpunkt der Gewährung und Höhe anzuführen.


Im Falle einer geringen Anzahl von Darlehensansuchen und nach den dem Fonds zur Verfügung stehenden Geldmitteln können auch Paralleldarlehen gewährt werden.

10)
In der Stellungnahme der LPD (gleichgestellte Dienststelle) bzw. des BMI sind allfällige Bezugsabzüge sowie bei verheirateten AntragstellerInnen anzuführen, ob Anspruch auf Witwen- bzw. Witwerversorgungsgenuss besteht. 

11)
Nach Bewilligung des Darlehens wird zwischen dem Gendarmeriejubiläumsfonds 1949 und dem/der AntragstellerIn ein Darlehensvertrag abgeschlossen, in welchem auch die Rückzahlungsbedingungen aufscheinen.

12)
Dieser Darlehensvertrag wird dem/der AntragstellerIn im Wege seiner/ihrer LPD (gleichgestellte Dienststelle) bzw. der für Personalangelegenheiten zuständigen Abteilung des BMI zur eigenhändigen Fertigung des Darlehensvertrages durch den/die AntragstellerIn und dessen Gattin/deren Gatten übermittelt. Diese Fertigung hat in Gegenwart des/der unmittelbaren Vorgesetzten oder dessen/deren Stellvertreters/Stellvertreterin zu erfolgen und ist von diesem/dieser im Schreiben, mit welcher der Darlehensvertrag vorgelegt wird, zu bestätigen.

13)
Nach der Fertigung ist der Originalvertrag ehestens an den Gendarmeriejubiläumsfonds 1949 in 1010 Wien, Herrengasse 7, rückzusenden. Nach Einlangen des Darlehensvertrages beim Fonds wird das bewilligte Darlehen an den/die AntragstellerIn flüssiggemacht.

14)
Der Darlehensvertrag wird sodann der personalführenden Stelle mit dem Ersuchen um Einbehaltung der festgesetzten monatlichen Rückzahlungsraten und Überweisung derselben an die Niederösterreichische Landesbank-Hypothekenbank AG in Wien, IBAN: AT48 5300 0001 5502 2051, BIC: HYPNATWW, lautend auf "Gendarmeriejubiläumsfonds 1949", übermittelt.

Beilagen:
1. Antragsformular “Nichtrückzahlbare Geldaushilfe”
2. Antragsformular “sonstige sozial relevante Angelegenheiten – Geburt eines Kindes”
3. Antragsformular „Darlehen“
4. Übersicht „Darlehensraten“
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